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Antrag 
 
der Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 
 

Gemeinsam gegen Kinderarmut 
 

        

Der Landtag wolle beschließen: 

 
Der Landtag stellt fest, dass die Bekämpfung der Armut von Kindern und Familien zu 
einem Handlungsschwerpunkte von Politik und Regierung gemacht werden muss – 
in Schleswig-Holstein und in Deutschland insgesamt. 
 
Der Landtags sieht nachstehende Maßnahmen als geeignet an, um der zunehmen-
den Verarmung von Kindern und Familien entgegen zu wirken und fordert die Lan-
desregierung auf, auf Landes- und Bundesebene eine Umsetzung dieser Maßnah-
men voran zu treiben. 
 

1. Einführung einer Kindergrundsicherung in Höhe des sozialen Existenzmini-
mums. 

2. Einrichtung kommunaler Netzwerke zwischen Gesundheitsvorsorge, Jugend-
hilfe/-arbeit, Sozialfürsorge, Kindertagesbetreuung, Schule, Kinderschutz, Be-
ratungsstellen sowie gemeinsamer Anlaufsstellen für Familien (z. B. Familien- 
oder Mehrgenerationenhäuser). 

3. Verbesserung der Gesundheitsvorsorge und Fördermaßnahmen für Kinder. 
4. Stärkung der frühkindlichen Bildung in Kindertageseinrichtung und 

(Grund)Schulen. 
5. Bedarfsgerechter Ausbau der Kinderbetreuungsangebote für alle Altersstufen. 
6. Durchsetzung eines Rechtsanspruches auf Kinderbetreuung ab Vollendung 

des ersten Lebensjahres. 
7. Umsetzung eines beitragsfreien letzten Kindergartenjahres sowie einer grund-

sätzlichen, sozialverträglichen Begrenzung von Elternbeiträgen. 
8. Flächendeckender Ausbau von Ganztagschulangeboten. 
9. Stärkung der Erziehungsfähigkeit von Eltern durch kontinuierliche 

niedrigschwellige Beratungs- und Hilfsangebote (z. B. Familienhebammen). 
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10. Umsetzung einer nachhaltigen Sprachförderung für Kinder mit Migrations-
hintergrund und Sprachdefiziten. 

11. Angleichung der Leistungen für Kinder nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz an den Rahmen der Sozialgesetzbücher II und XII. 

12. Sicherstellung der Gesundheitsversorgung und des Schulbesuches von Kin-
dern ohne gesicherten Aufenthaltsstatus. 

13. Vorbehaltlose Ratifizierung und Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention in 
Deutschland. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Monika Heinold 
und Fraktion 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


